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ist als vorsätzliche Tötung, Tötung 
auf Verlangen oder Totschlag nach 
Strafgesetzbuch strafbar. Erlaubt ist 
hingegen die Unterstützung beim 
Suizid, solange sie nicht in Bereiche-
rungsabsicht erfolgt. Seit Jahren wird 
Suizidhilfe von Organisationen wie 
EXIT oder Dignitas geleistet. Hierbei 
geht es darum, einer suizidwilligen 
Person psychische Unterstützung im 
Hinblick auf das von ihr verfolgte 
Ziel anzubieten und einen sicheren 
Zugang zum tödlichen Betäubungs-
mittel zu gewährleisten. Zu einer 
Strafverfolgung kommt es gestützt 
auf Artikel 115 des StGB nicht.

Unter Beschuss gekommen sind 
in letzter Zeit Dignitas und die Tat-
sache, dass Leute aus anderen Län-
dern mit weniger liberalen Gesetzen 
zum Sterben in die Schweiz kom-
men. Letzteres dürfte wohl kaum 
ein Problem der hiesigen Gesetzge-
bung sein; während bei Vorwürfen, 
es würde ein Geschäft mit der Ster-
behilfe betrieben, ja eigentlich der 
erwähnte Artikel 115, wonach es bei 
selbstsüchtigen Beweggründen kei-
nen Schutz vor Strafverfolgung gibt, 
genügen müsste.

Nicht direkt geregelt ist indessen 
die indirekte aktive Sterbehilfe, bei 
der zur Linderung von Leiden Mittel 
eingesetzt werden können, welche 
als Nebenwirkung die Lebensdauer 
herabsetzen, oder die passive Ster-
behilfe, bei der auf lebenserhaltende 
Massnahmen verzichtet wird. Diese 
beiden Formen werden von der Aka-
demie der Medizinischen Wissen-
schaften als zulässig erachtet, und 
sie werden betrieben. 

Worauf zielen neue gesetzliche 
Regelungen ab?
In der politischen Diskussion in 
der Schweiz lässt sich heute ein 
Konsens fi nden, dass es nicht an-
gezeigt ist, die indirekte aktive und 
die passive Form der Sterbehilfe zu 

Braucht es ein Gesetz über die Ster-
behilfe, wie es die einen seit länge-
rem fordern, oder ist dieser Bereich 
mit den bestehenden Grundlagen 
ausreichend geregelt? Ohne Zweifel 
handelt es sich hier um eine heikle 
und kontroverse Frage. Der Tod und 
der Umgang mit dem Sterben gehö-
ren nicht nur zu den Tabuthemen 
unserer Gesellschaft; auch die Fra-
ge, wie vernunftbegabt und selbst-
verantwortlich Menschen sind und 
handeln, ist einer der grossen Streit-
punkte unserer Geistesgeschichte. 
Und schliesslich wird in der Real-
politik die Art und Weise, wie mit 
Gesetzen umgegangen wird und zu-
nehmend Lebensbereiche reguliert 
werden, immer umstrittener.

Unsere Gesellschaft wird älter, die 
Lebenserwartung steigt. Die Medizin 
erlaubt es, den Tod hinauszuschie-
ben – aber es gelingt ihr nicht, das 
Leben bis zum Schluss lebenswert 
zu machen, starke Beeinträchtigun-
gen und Leiden zu verhindern. Der 
frei gewählte Tod als würdevoller 
letzter Akt von Selbstbestimmung 
und Eigenverantwortlichkeit – so 
empfi ndet es zumindest, wer sich in 
auswegsloser Lage oder angesichts 
des nahen Todes für den bewussten 
Ausstieg aus dem Leben entscheidet. 
Dem steht auf der anderen Seite die 
völlige Ablehnung sämtlicher das 
Leben verkürzender Eingriffe gegen-
über. In den Entscheid über Leben 
und Tod dürfe der Mensch aus reli-
giösen oder ethischen Überlegungen 
nicht eingreifen. Hier treffen auf den 
ersten Blick zwei unterschiedliche, 
nicht vereinbare Haltungen aufei-
nander. Ein Kompromiss ist nicht 
möglich. Entweder greift man ein 
oder man tut es nicht.

Die Regelung heute
Direkte aktive Sterbehilfe, das heisst 
die gezielte Tötung zur Verkürzung 
der Leiden eines anderen Menschen, 
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Der Autor, der Volkswille und 
Meinungen in Parteien und 
Parlament besehen hat, glaubt, 
dass es immer Sterbehilfe in 
der einen oder anderen Art 
brauchen werde. Daher sei eine 
gesetzliche Regelung ange-
zeigt. Davon nimmt er auch 
die direkte aktive Sterbehilfe, 
zum Beispiel als Ausnahme-
regelung, nicht aus. Denn schon 
43 Prozent der Parlamentarier 
befürworten sie im Grundsatz.
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verbieten. Als störend wird aber 
von einer Mehrheit der Parteien und 
vom Parlament angesehen, dass bei-
de Formen nicht gesetzlich geregelt 
sind und keinen Eingang ins Strafge-
setzbuch gefunden haben. Deshalb 
fordert beispielsweise eine parla-
mentarische Initiative der Aargauer 
Nationalrätin Christine Egerszegi die 
Einführung einer entsprechenden 
Gesetzgebung. Der Bundesrat hat 
sich unter Federführung des ehe-
maligen Justizministers Christoph 
Blocher gegen ein entsprechendes 
Gesetz ausgesprochen.

Das ist erstaunlich. Bei einer so 
wichtigen Frage, bei der das Grund-
recht auf Leben betroffen ist, bleibt 
der Entscheid einer Berufgruppe 
oder der Wissenschaft überlassen, 
und der Gesetzgeber soll keine Re-
gelungen vorsehen. 

Kaum mehrheitsfähig scheint 
heute die Einführung der aktiven 
direkten Sterbehilfe zu sein, wie 
sie in den Niederlanden oder Belgi-
en erlaubt ist. Dies obwohl gemäss 
smartvote.ch 43 Prozent der 2007 
gewählten Parlamentarier die direkte 
aktive Sterbehilfe im Grundsatz be-
fürworten. Doch während die einen 
im besten Fall bereit sind, die aktive 
Sterbehilfe in Ausnahmefällen zuzu-
lassen, fordern andere sogar, die bis-
her erlaubte Suizidhilfe unter Strafe 
zu stellen. 

Erlaubt man die direkte aktive 
Sterbehilfe, so erlaubt man – im Ge-
gensatz zur passiven und zur indi-
rekten aktiven Sterbehilfe – explizit 
die Tötung eines Menschen unter 
bestimmten Umständen. Allerdings 
stellt sich auch bei der passiven und 
bei der indirekten aktiven Sterbe-
hilfe die Frage, ob das Unterlassen 
von Hilfeleistungen oder das Inkauf-
nehmen einer den Tod schneller 
herbeiführenden Medikamentenwir-
kung nicht bereits eine aktive, be-
wusste Handlung sei.

Das Gebot der absoluten Unantast-
barkeit des menschlichen Lebens 
und ein Verbot sämtlicher Formen 
der Sterbehilfe, so scheint es mir, 
zielen an der Realität vorbei. Es wird 
immer und zunehmend Fälle geben, 
wo in der einen oder anderen Form 
Sterbehilfe geleistet werden muss. 
Die Übergänge zwischen passiv, 
aktiv, direkt und indirekt, wie auch 
zwischen begründet und nicht be-
gründet, zwischen uneigennützig 
und selbstsüchtig, sind fl iessend 
und kaum klar zu defi nieren. 

Es braucht eine neue Form 
der gesetzlichen Regelung
Eine stillschweigende Duldung ge-
wisser Formen der Sterbehilfe und 
die Delegation der Entscheidung an  
Fachleute sind unbefriedigend. Es 
braucht eine klarere Regelung. Das 
Problem bleibt aber, dass, ausser  
im Fall eines absoluten Verbots, 
eine  gesetzliche Regelung immer 
auch bestimmte Fälle erlaubt. Ob 
das nun mit Ausnahmeregelungen 
(etwa: direkte  aktive Sterbehilfe 
bleibt  verboten, unter bestimmten 
Voraussetzungen wie Unheilbar-
keit, Todesnähe, nicht behebbare 
Leiden wird aber von einer Strafver-
folgung abgesehen) oder direkt (bei 
Unheilbarkeit,  Todesnähe,  nicht be-
hebbaren Leiden ist Sterbehilfe ge-
stattet) formuliert wird, ist letztlich 
eine Frage der Form.

Zunehmend komplexer werdende 
Phänomene lassen sich kaum mit 
Begriffen wie «erlaubt» und «verbo-
ten» befriedigend kontrollieren. Ist 
es wirklich so, dass man die Realität 
genau umschreiben und mögliche 
Entwicklungen vorhersehen kann, 
die man dann mit den aufgestellten 
Regeln in die gewünschten Bahnen 
bringt? Der Bundesrat hat insofern 
Recht, wenn er festhält, dass man 
mit allgemeingültigen Regelungen 
die kritischen Fragen, die sich im 

Einzelfall stellen, nicht vollständig 
erfassen könne. 

In jüngster Zeit wird verschie-
dentlich mit dem Begriff der «fi na-
len» Steuerung oder Gesetzgebung 
operiert. Damit ist nicht ein Ster-
behilfegesetz gemeint, sondern Ge-
setze, die das Schwergewicht stär-
ker auf die Ziele und auf das, was 
man erreichen will, legen. Dahinter 
steckt die Vorstellung, dass man die 
Komplexität der Gesellschaft immer 
weniger durch ein umfassendes Re-
gelwerk steuern kann, dass es aber 
möglich, ja wünschbar ist, festzu-
legen, was man erreichen und was 
man verhindern will. 

Grundsätze und Garantien, an de-
nen man festhalten will, lassen sich 
im Fall der Sterbehilfe einvernehm-
licher formulieren: Als Grundlagen 
können sowohl die Forderung nach 
einer weit reichenden Unantastbar-
keit des Lebens wie auch der Res-
pekt vor Selbstbestimmung, Sterben 
in Würde und dem Verhindern un-
gebührlichen Leidens gelten. Eben-
so lässt sich formulieren, was man 
auf jeden Fall verhindern will: dass 
mit Sterbehilfe ein Geschäft gemacht 
wird, dass keine sorgfältigen Abklä-
rungen vorangehen. Und es lässt 
sich schliesslich ebenso formulie-
ren, unter welchen Umständen und 
in welcher Form Sterbehilfe würdig 
betrieben werden kann. Damit ist 
zwar den absoluten Sterbehilfegeg-
nern nicht Genüge getan, aber man 
kommt der Realität einen bedeuten-
den Schritt näher.
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